
370 der Beilagen zuden stenographischen Protokollen des Nationalrates IX. GP. 

Bericht 
des Zollausschusses 

über die Regierungsvorlage (369 der Bei­
lagen): Abkommen zwischen der Republik 
Österreich und der Bundesrepublik Deutsch­
land über die Zollbehandhing der Donau-

schiffe. . • 

In den Jahren nach 1945 wurden mit allen 
Donaustaaten mit Ausnahme der Bundesrepublik 
Deutschland Abkommen zur Regelung der Schiff­
fahrt auf der Donau abgeschlossen, um vor allem 
Schiffen unter österreichischer Flagge die Mög­
lichkeit zu geben, auch außerhalb des österreichi­
schen Staatsgebietes die Donau zu befahren. Diese 
Abkommen haben unter anderem auch die Zoll­
behandlung der Donallschiffe geregelt. Mit der 
Bundesrepublik Deutschla~d konnte wegen ver­
schiedener Schwierigkeiten, die in erster Linie auf 
staatsrechtlicher Ebene lagen, bisher noch kein 
diesbezügliches Abkommen in Kraft gesctz:t 
werden. 

Durch das vorliegende Abkommen soll nun­
mehr auch die zollrechtliche Behandlung der 
Donauschiffahrt zwischen der Republik österreich 
und der Bundesrepublik Deutschland geregelt 
werden. Das Abkommen ist insbesondere hinsicht­
lich seiner Art. 2 Abs. 1 und 2 und Art. 3 Abs. 2 
gesetzändernd. Unter "Schiffsvorfäte" nach 
Art. 2 Abs. 1 sind nämlich auch Tabakwaren und 
weingeisthältige Getränke einzureihen, die nach 
dem österreichischen Zollrecht nur in einge-
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schränktem Ausmaß die Abgabenfreiheit als 
Schiffsvorräte genießen. Art. 2 Abs. 2 enthält 
eine über die Befreiungsbestimmungen des 
Mineralölsteuergesetzes 1959 hinausgehende Be­
freiungsbestimmung und ist daher gesetz­
ändernd. Art. 3 Abs. 2 ist deshalb gesetzändernd, 
weil nach dem österreichischen Zollrecht auch 
dort, wo die Donau die Grenze zwischen zwei 
Staaten bildet, dann ein Zollverfahren durch­
geführt werden kann, wenn ein Schiff in die 
österreichische Hälfte deli Flußlaufes einfährt. Das 
erwähnte Abkom,men bedarf daher gemäß 
Art. 50 Abs. 1 Bundes-Verfassungsgesetz zu 
seiner Gültigkeit der Genehmigung durch den 
Nationalrat. 

Der Zollausschuß hat das vorliegende Ab­
kommen in seiner Sitzung am 9. Feber 1961 in 
Verhandlung gezogen und nach einer W ort­
meldung des Abgeordneten S e bin ger ein­
stimmig beschlossen, dem Hohen Hause die 
Genehmigung dieses Abkommens zu empfehlen. 

Der Zollausschuß stellt somit den A n t rag, 
der Nationalrat wolle .dem Abkommen zwischen 
der Republik österreich und der Bundesrepublik 
Deutschland über die Zollbehandlung der Donau­
schiffe (369 der Beilagen) die verfassungsmäßige 
Genehmigung erteilen. 

Wien, am 9. Feber 1961 
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